
 

 
 

Verwaltungsvorlage 

Vorlage-Nr.: 1743-2008/DaDi vom 29.01.2008  
(Referenz-Vorlage: 1722-2008/DaDi) 

Aktenzeichen: 661-003 

Fachbereich: L/1 - Wirtschaft, Standortentwicklung, Bürgerservice 
Beteiligungen: L - Landrat 

Kostenstelle: 880001 Wirtschaftsentwicklung 

Beschlusslauf: Nr. Gremium Status Zuständigkeit 
 1. Kreisausschuss N Zur abschließenden 

Beschlussfassung 
 2. Infrastruktur- und 

Umweltausschuss 
Ö Zur Kenntnisnahme 

 

Betreff: Planfeststellungsbeschluss zum Ausbau des Verkehrsflughafens 
Frankfurt/Main - Rechtsmittel 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Landkreis Darmstadt-Dieburg unterstützt die Kreis-Kommunen, die aufgrund künftig 
eingeschränkter Entwicklungsmöglichkeiten oder besonderer Belastungen gegen den 
Planfeststellungsbeschluss zum Ausbau des Flughafens  Frankfurt/Main Klage einreichen. Diesen 
Kommunen wird eine Beteiligung an den Kosten für eine externe rechtliche Unterstützung in Höhe 
von 10% je Kommune angeboten. 
 
Die erforderlichen Mittel werden im 2. Nachtragswirtschaftsplan 2008 eingeplant. 
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Begründung: 
 
Wie in Vorlage 1722-2008/DaDi berichtet, fanden die Forderungen aus den Einwendungen des 
Landkreises Darmstadt-Dieburg im Rahmen des Planfeststellungsverfahren zum Ausbau des 
Verkehrsflughafens Frankfurt/Main nur in sehr geringem Umfang Berücksichtigung im 
Planfeststellungsbeschluss. Daher bietet der Landkreis den Kommunen, die sich bezüglich der 
unberücksichtigten Forderungen zu einer Klage entscheiden, seine Unterstützung an. Nach Zugang 
des Beschlusses besteht für Betroffene, die bisher Einwendungen erhoben haben, innerhalb eines 
Monats die Möglichkeit zur Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss. Derzeit wird in den 
betroffenen Kommunen geprüft, ob eine Klage erfolgen soll, zum Teil wurde bereits eine Klage 
beschlossen.  
 
Ein ähnliches Vorgehen wurde bezüglich des Ausbaus des Verkehrslandeplatzes Egelsbach 
gewählt. Der Gemeinde Erzhausen wurde mit Kreisausschuss-Beschluss vom 15.12.1998 eine 
Kostenbeteiligung an einem Rechtsgutachten zur Überprüfung einer Klagemöglichkeit gewährt. 
 
 
 


